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KONTAKT

Sofortrente
Garantierte Monatsrente im 1. Jahr
Versicherer Tarif in Euro

Quelle: /Anbieter Stand: 27.05.2022

Berechnungsgrundlage/Modellfall:
Sofort beginnende lebenslange Rentenversicherung,
Mann oder Frau, 67 Jahre alt bei Versicherungsbeginn 01.07.2022,
Einmalzahlung 80.000 Euro, dynamischer Rentenbezug,
Todesfallschutz für Hinterbliebene: 10 Jahre Rentengarantiezeit.
Angaben ohne Gewähr

Weitere Informationen und Erläuterungen zum Thema

Sofortrente:

Für wen diese Police sinnvoll ist

www.aachener-zeitung.de/ratgeber/geld/
www.aachener-nachrichten.de/ratgeber/geld/

Hannoversche R1 246,00
WGV L3E 245,00
Inter E09N 245,00
Allianz R3U 244,00
Württembergische SR 244,00
Nürnberger NR3203 243,00
Ergo Vorsorge Sofortrente 243,00
R+V LSE 242,00
HanseMerkur Vario Care R2022M 241,00
LV 1871 RT3 239,00
Interrisk ALR3 239,00
HDI RSN22 238,00
Volkswohl Bund SRO 238,00

Beim Doppelbesteuerungsabkommen fallen Corona-Regeln weg
STEUERRATGEBER

B esteuerungsrechte bei
grenzüberschreitenden
Besteuerungstatbeständen

werden in den sogenannten
„Abkommen zur Vermeidung
der Doppelbesteuerung“, auch
„Doppelbesteuerungsabkommen“
oder kurz „DBA“ genannt, geregelt.
Die grenzüberschreitend erzielten
Einkünfte werden grundsätz-
lich einem der beiden beteiligten
Staaten zugeordnet und dies gilt
für sämtliche Einkünfte des Ein-
kommensteuerrechts, so auch für
den Arbeitslohn, der heute hier im
Fokus stehen soll.

Gerade bei uns im Grenzgebiet
zu den Niederlanden und Belgien
sind die Regeln der DBA häufig an-
zuwenden. Das Besteuerungsrecht
für Arbeitslohn wird in den DBA
mit diesen beiden Ländern grund-
sätzlich wie folgt geregelt, ohne
auf Besonderheiten eingehen zu
wollen.

Arbeitslohn, die eine in einem
der beiden Vertragsstaaten an-
sässige Person bezieht, können
nur im Wohnsitzstaat besteuert
werden, es sei denn, dass die er-

brachte Arbeit in dem anderen
Vertragsstaat (Tätigkeitsstaat) aus-
geübt wird. Wird die Arbeit in dem
anderen Staat ausgeübt, so kann
der Arbeitslohn im Tätigkeitsstaat
besteuert werden. Konkret an
einem Beispiel dargestellt:

Arbeitnehmer A wohnt in Eupen
und arbeitet täglich bei seinem
Arbeitgeber in Aachen. Belgien
ist der Wohnsitzstaat, Deutsch-
land der Tätigkeitsstaat. Somit
hat zunächst Belgien als Wohn-
sitzstaat das Besteuerungsrecht
für den Arbeitslohn. Da A jedoch
seine Arbeitsleistung am Sitz des
Arbeitgebers in Aachen ausführt,
wechselt das Besteuerungsrecht
auf den Tätigkeitsstaat und somit
nach Deutschland. Würde A seine

Arbeitsleistung nicht oder nicht
vollumfänglich in Deutschland
erbringen, würde das Besteue-
rungsrecht für den Anteil des
Arbeitslohns, der auf Tätigkeiten
außerhalb Deutschlands entfällt,
wieder nach Belgien als Wohnsitz-
staat zurückfallen. In der Folge
haben sowohl Belgien als auch
Deutschland Besteuerungsrechte
für die entsprechenden Anteile
am Arbeitslohn. Eine durchaus
schwierige Rechtslage, die sowohl
auf das DBA mit Belgien als auch
mit den Niederlanden zutrifft.

Die Coronavirus-Pandemie im
Jahr 2020 hat die Regeln für die
Erbringung von Arbeitsleistungen
zum Teil völlig verändert. Zum
einen war häusliche Quarantäne-
pflicht an der Tagesordnung und
zum anderen wurden in allen
europäischen Staaten Pflichten
zur Erbringung der Arbeitsleistung
im Homeoffice eingeführt. Beides
führte dazu, dass Arbeitgeber bei
grenzüberschreitenden Beschäfti-
gungen Arbeitslohn bezahlten, bei
dem die Arbeitsleistung nicht im
(üblichen) Tätigkeitsstaat erbracht

wurde. Auf unser Beispiel bezogen:
A erhält Arbeitslohn vom Arbeit-
geber in Aachen, obwohl er hier-
für nicht in Aachen, sondern in
seinem Homeoffice in Eupen tätig
geworden ist. Dies gilt analog auch
für die Zeiten einer Quarantäne.

Auf denPunkt gebracht

Das DBA regelt zunächst eindeu-
tig, dass der Teil des Arbeitslohns,
der als Lohnfortzahlung für häus-
liche Quarantänezeiten oder für
die Arbeit im Homeoffice in Eupen
geleistet wird, nicht mehr in
Deutschland, sondern in Belgien
zu besteuern ist. Die Schwierig-
keiten, die diese Regelung mit sich
bringen würde, kann man sich
vorstellen. Aus diesem Grunde
haben unter anderem die für uns
hier im Grenzgebiet zuständigen
Vertragsstaaten reagiert und so-
genannte Konsultationsvereinba-
rungen getroffen.

Auf den Punkt gebracht wur-
de vereinbart, dass diese, durch
Corona-Regeln bedingten Arbeits-
tage im häuslichen Bereich, von

den Besteuerungsgrundsätzen
der DBA ausgenommen werden.
Ziel war, dass aus ökonomischen
Gründen und nur bedingt durch
die besondere Pandemielage, das
Besteuerungsrecht nicht dauernd
wechseln sollte. Der Arbeitslohn
sollte weiterhin so besteuert wer-
den, als wäre die Arbeitsleistung
wie gewohnt am üblichen Arbeits-
ort erbracht worden.

Aber Achtung. Diese Konsulta-
tionsvereinbarungen wurden nun-
mehr zum 30. Juni 2022 gekündigt.
Wer also im Laufe der Pandemie
diese befristete Ausnahmerege-
lung nutzen konnte, gleichwohl
sich aber an seinen Homeoffice-
Platz so gewöhnt hat, dass dieser
beibehalten werden soll, löst nach
den Grundsätzen der DBA ab dem
01. Juli 2022 eine Besteuerung
des Arbeitslohns in zwei Vertrags-
staaten aus. Wird dies in Kauf
genommen, oder gar beabsichtigt,
ist darauf hinzuweisen, dass damit
auch Aufzeichnungspflichten über
Arbeitszeiten verbunden sind.

wirtschaft@medienhausaachen.de

EGBERT
DAHLEY
Steuerberater

KURZNOTIERT

MÜNCHENDer Industriekonzern Sie-
mens hat einen weiteren Milliarden-
auftrag aus Ägypten unter anderem
für ICE-Züge erhalten. Zusammen
mit zwei Partnern habe man einen
Vertrag über den Bau des sechst-
größten Hochgeschwindigkeits-
systems der Welt unterzeichnet,
teilte das Münchner Unternehmen
am Samstag mit. Demnach ent-
fällt allein auf Siemens ein Auf-
tragswert von 8,1 Milliarden Euro.
Nach Siemens-Angaben handelt es
sich um den größten Auftrag in der
175-jährigen Geschichte des Unter-
nehmens. (dpa)

Milliardenauftrag für
Siemens aus Ägypten

Bürokratiemonster oder guter Schutz?
VON CHRISTOPH DERNBACH

BERLIN Vor vier Jahren wollte
die Europäische Union durch die
neue Datenschutz-Grundverord-
nung (DSGVO) ein unübersehbares
Zeichen setzen. Mit der Marktmacht
von knapp 450 Millionen Verbrau-
chern in Europa sollten umfassende
Rechte der Bürger auf Auskunft, Lö-
schung und Berichtigung der Daten
nun wirksam durchgesetzt werden –
und das auch bei großen Internet-
konzernen aus den USA.

Bei vielen Menschen in Deutsch-
land sind allerdings die Vorzüge
der DSGVO im Alltag bislang nicht
vollständig angekommen. Bei einer
repräsentativen Umfrage des Mei-
nungsforschungsinstituts Yougov
im Auftrag der Onlinedienste GMX
und Web.de, die in der vergange-
nen Woche in Berlin veröffentlicht
wurde, sahen nur neun Prozent der
Befragten einen deutlich besseren
Schutz durch die DSGVO, 38 Pro-
zent konnten dagegen keineVerbes-
serung feststellen. Knapp ein Drittel
(31 Prozent) verspürte immerhin
einen teilweise besseren Schutz als
zuvor.

Zum Bedauern der EU-Kom-
mission und der Datenschützer
sind es nicht Kernthemen wie das
„Recht auf Vergessen“ oder die ver-
besserten Regeln zum Umzug der
persönlichen Daten von einem
Diensteanbieter zum anderen, die
die Diskussion um die DSGVO prä-
gen. Aufregerthema Nummer eins
ist die Allgegenwart von Cookie-
Abfragen, die seit dem Inkrafttreten
der DSGVO permanent im Netz auf-
poppen. 53 Prozent der Menschen
in Deutschland fühlen sich der Um-
frage zufolge von den Einwilligungs-
Bannern genervt. 14 Prozent sagen:
„Die Einwilligungsbanner sind mir
egal, ich klicke einfach irgendwas
an.“ Nur zwölf Prozent sind der Mei-
nung, dass die Cookie-Banner ihnen
ein „Gefühl der Selbstbestimmung
über ihre Daten“ geben.

HoheStrafe fürAmazon

Cookies sind kleine Datensätze,
die auf dem Onlinegerät des Ver-
brauchers gespeichert werden und
Webserver und Browser helfen, mit-
einander zu kommunizieren. Ein
Browser kann sich somit beispiels-
weise ein Login merken – oder die
Inhalte eines virtuellenWarenkorbs.
Vor allem machen Cookies aber per-
sonalisierteWerbung möglich. Um-
stritten sind vor allem sogenannte
Third-Party-Cookies, die Nutzer
über mehrere Angebote hinweg
verfolgen und dabei zu Werbezwe-
cken Profile anlegen. Nachdem

die DSGVO die Verwendung von
Cookies stark eingeschränkt hat,
verabschiedet sich die Branche
nun Schritt für Schritt nicht nur in
Europa von diesem Trackingverfah-
ren.

Für den Bundesdatenschutzbe-
auftragten Ulrich Kelber ist DSGVO
nicht nur vor diesem Hintergrund
„nach vier Jahren weiterhin der
weltweite Maßstab in Sachen Da-
tenschutz“. Die Bürgerinnen und
Bürger seien aber nicht automa-
tisch besser geschützt, nur weil es
ein Gesetz gebe: „Dafür braucht
es Datenschutzaufsichtsbehörden,
Gerichtsurteile und einen verant-
wortungsvollen Umgang mit Daten
durch Staaten und Unternehmen.
Da hat sich in den letzten Jahren
eine Menge getan.“

An der DSGVO kommen nun
selbst große US-Konzerne nicht
mehr vorbei, auch weil die Daten-
schutzbehörden bei schwerwie-
genden Verstößen Geldbußen von
bis zu vier Prozent des weltweiten
Jahresumsatzes verhängen können.
Am härtesten wurde bislang der
Online-Riese Amazon getroffen.
Das Großherzogtum Luxemburg
verdonnerte den US-Konzern im
Juli 2021 zu einem Rekordbußgeld
in Höhe von 746 Millionen Euro,
nachdem sich zuvor eine europäi-
sche Bürgerrechtsorganisation über

dieVerarbeitung persönlicher Daten
beschwert hatte.

An zweiter Stelle der DSGVO-
Bußgeldliste steht Whatsapp: Der
Messenger-Betreiber aus Kalifor-
nien wurde von den irischen Da-
tenschützern mit
einem Bußgeld
von 225 Millionen
Euro belegt, weil
er seinen Infor-
mationspflichten
in Europa nicht
ausreichend
nachgekommen
war. Zuvor hatte
die französische
Datenschutzbe-
hörde Google ein
Bußgeld von 90
Millionen Euro
aufgebrummt,
weil es keine aus-
reichende Rechts-
grundlage für sei-
ne Datenverarbeitung gab.

Die Datenschutzbeauftragten
in Deutschland sind nach einer
Übersicht des Portals „GDPR En-
forcement Tracker“ dagegen ver-
gleichsweise zurückhaltend. Bei 63
öffentlich bekanntgewordenen Be-
scheiden wurden insgesamt Buß-
gelder in Höhe von 52,1 Millionen
Euro verhängt. Am härtesten traf es
den Modekonzern H&M. Er wurde

im Oktober 2020 vom Hamburgi-
schen Datenschutzbeauftragten mit
einem Bußgeld von 35,25 Millionen
Euro wegen schwerwiegender Ver-
stöße gegen den Beschäftigtenda-
tenschutz bestraft.

Der Bundesda-
tenschutzbeauf-
tragte Kelber sieht
in der DSGVO
aber nicht nur
ein Druckmittel.
So entdeckten
immer mehr Fir-
men Datenschutz
als Verkaufsargu-
ment. Das gelte
auch für andere
Länder außer-
halb der EU, die
sich mit eigenen
Gesetzen an der
DSGVO orientier-
ten. „Mir ist be-
sonders wichtig,

dass die Bürgerinnen und Bürger
sich überhaupt bewusst werden,
dass ihre Daten schützenswert
sind.“

Die Vertreter der Digitalwirt-
schaft sehen die DSGVO durchweg
kritisch: „Die deutsche Lesart der
Datenschutz-Grundverordnung
braucht vier Jahre nach Geltungs-
beginn der Verordnung ein Up-
date“, forderte der Präsident des

Branchenverbandes Bitkom, Achim
Berg. Den Anspruch, die europäi-
sche Datenschutzgesetzgebung und
Datenschutzpraxis zu vereinheitli-
chen, habe die Verordnung bislang
allenfalls in Teilen erreicht.

Berg verwies auf eine Bitkom-Stu-
die. Zwar gäben 37 Prozent der Un-
ternehmen an, dass die DSGVO ein
internationaler Wettbewerbsvorteil
sei: „Aber 40 Prozent sehen in ihr
keinen Vorteil – und 18 Prozent so-
gar einen Nachteil. Zwei Drittel (64
Prozent) berichten, dass der Daten-
schutz ganz konkret die Umsetzung
datengetriebener Geschäftsmodel-
le in ihrem Unternehmen hemmt.“
Produkte oder Geschäftsmodelle,
die aus der besonders strengen
deutschen Interpretation der Ver-
ordnung einen internationalen
Wettbewerbsvorteil gezogen hätten,
seien weiterhin nicht bekannt.

Datenschutz müsse sich an rea-
len Gefahren orientieren, nicht an
theoretischen Risiken, betonte Berg.
„Wenn zum Beispiel Lehrerinnen
und Lehrern der Einsatz von funk-
tionierenden und bewährten Vi-
deokonferenzsystemen an Schulen
allein deshalb verboten wird, weil
die Anbieter in den USA sitzen, dann
jagen wir einem Phantom hinterher.
Keine US-Behörde wird sich für den
Mathematikunterricht einer Berli-
ner Grundschule interessieren.“

Auch nach vier Jahren scheiden sich an der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) die Geister.

Cookie-Abfrage: 53 Prozent derMenschen in Deutschland fühlen sich der Umfrage zufolge von den Einwilligungs-Bannern genervt. FOTO: DPA

„Wenn zumBeispiel
Lehrerinnenund

Lehrernder Einsatz
von funktionierenden
undbewährtenVideo-
konferenzsystemenan
Schulen allein deshalb
verbotenwird,weil die
Anbieter in denUSA
sitzen, dann jagenwir

einemPhantom
hinterher.“

AchimBerg, Präsident desBran-
chenverbandesBitkom

RATGEBER

Aktionswoche: „Nachhaltige
Berufe fürmorgen – arbeiten im
Rheinland.“ Die Arbeitswelt ist
im ständigen Wandel, beispiels-
weise durch die Digitalisierung,
Globalisierung und Technisierung.
Einen weiteren Faktor stellt der
Strukturwandel dar, der unsere
Region stark beeinflusst. Dadurch
sind Themen wie Klimawandel,
Naturschutz und letztendlich
Nachhaltigkeit allgegenwärtig.
Viele Menschen haben das Be-
dürfnis, beruflich etwas Sinnvolles
zu tun und achten mehr auf ihren
ökologischen Fußabdruck. Bei
diesem Thema denken die meisten
Menschen vor allem an Jobs im
Umweltschutz. Darüber hinaus
gibt es allerdings eine Vielzahl an
weiteren Berufen, die erst auf den
zweiten Blick nachhaltig sind.

Die Arbeitsagenturen im Rhein-
land veranstalten die Aktionswo-
che vom 30. Mai 2022 bis 3. Juni
2022 gemeinsam. Ob Jugendliche,
die eine Ausbildung oder ein
Studium suchen oder Erwach-
sene, die mitten im Berufsleben
stehen. Alle, die Interesse an dem
Thema Nachhaltigkeit haben, sind
herzlich eingeladen, an den zahl-
reichen virtuellen Veranstaltungen
teilzunehmen. Das Angebot ist
kostenlos. Ein Überblick zu den
Veranstaltungen ist unter www.
arbeitsagentur.de/vor-ort/aachen-
dueren/veranstaltungen zu finden.

Fit für
den Beruf

SERIE


